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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Rita Schwarzelühr-Sutter, Rolf Hempelmann, Hubertus Heil 
(Peine), Ulrich Kelber, Ingrid Arndt-Brauer, Doris Barnett, Sören Bartol, Dirk 
Becker, Gerd Bollmann, Marco Bülow, Edelgard Bulmahn, Martin Burkert, Petra 
Ernstberger, Michael Gerdes, Iris Gleicke, Gabriele Groneberg, Michael Groß, 
Petra Hinz (Essen), Oliver Kaczmarek, Dr. Bärbel Kotier, Ute Kumpf, Garen Marks, 
Dr. Matthias Miersch, Thomas Oppermann, Holger Ortei, Heinz Paula, Gerold 
Reichenbach, Frank Schwabe, Dr. Martin Schwanholz, Wolfgang Tiefensee, 

Ute Vogt, Waltraud Wolff (Wolmirstedt), Dr. Frank-Walter Steinmeier und der 
Fraktion der SPD 


zu der Beratung der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Abgeordneten Rita Schwarzelühr-Sutter, Rolf Hempelmann, Dirk Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 17/10366, 17/12246 - 


Die Energiewende - Kosten für Verbraucherinnen, Verbraucher und Unternehmen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Politik zu Lasten von Verbrauchern und Investoren 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage zu den Kosten der 
Energiewende für Verbraucherinnen, Verbraucher und Unternehmen ist ein 
weiterer Beleg dafür, dass die Koalition aus CDU/CSU und FDP weder den 
Willen noch die Fähigkeit hat, die Energiewende erfolgreich umzusetzen. Die 
Antworten belegen auf nahezu jedem Feld, dass ihr jegliche Grundlage an Da- 
ten und Fakten fehlt, um eine tragfähige Strategie für eine Energiewende zu 
entwickeln. 

ln völliger Fehleinschätzung der Folgen ihres politischen Handelns deklariert 
die Bundesregierung in ihrer Antwort die bisherigen drei EEG-Novellen (EEG = 
Erneuerbare-Energien-Gesetz) in den Jahren 2010, 2011 und 2012 allen Ernstes 
als Beitrag zur Begrenzung der Höhe der EEG-Umlage. Dabei wurde mit den in 
den Novellen umgesetzten Vergütungskürzungen für Photovoltaikanlagen (PV- 
Anlagen) die angestrebte Dämpfung des Zubaus nicht erreicht. Im Gegenteil: 
Insgesamt erfolgte im Jahr 2012 ein Zubau an PV- Anlagen mit einer installier- 
ten Leistung von 7,6 GW. Dies stellt erneut einen Rekordwert dar. Eine Ursa- 
che des ungebremsten Zubaus ist der durch die Bundesregierung ausgelöste 
„Run“ auf PV-Anlagen jeweils vor Inkrafttreten der neuen Vergütungssätze. Im 
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Herbst 2011 wurde die gerade beschlossene und noch nicht einmal gültige 
EEG-Novelle vom Bundesminister für Wirtschaft und Technologie öffentlich in 
Frage gestellt. Statt eines über Jahre sicheren Planungshorizonts und angemes- 
sen degressiv ausgestalteter Vergütungssätze hat die Bundesregierung über die 
letzten drei Jahre eine Investitionsunsicherheit geschaffen, wie sie bisher in 
Deutschland undenkbar war. 

ln ihrem „Bericht zum Zustand der leitungsgebundenen Energieversorgung im 
Winter 2011/2012“ stellt die Bundesnetzagentur fest, dass am Börsen-Spot- 
markt mehr Strommengen aus regenerativen Erzeugungsanlagen vermarktet 
werden, als von den vorhandenen Stromleitungen transportiert werden kann. 
Auf eine entsprechende Frage hin antwortet die Bundesregierung, dass sie 
keine Maßnahmen plant, um sicherzustellen, dass an der Börse nur jene Strom- 
mengen vermarktet werden, die auch transportiert werden können. Damit bür- 
det die Bundesregierung den Kunden bewusst weitere vermeidbare Lasten auf 
Denn die Vermarktung der steigenden Mengen an Strom aus erneuerbaren 
Energien am Spotmarkt führt zu einem Sinken der Preise. Mit einem Sinken der 
Preise für Strom am Spotmarkt steigt aufgrund des geltenden Ausgleichsme- 
chanismus wiederum die Höhe der EEG-Umlage. Somit drücken im Ergebnis 
auch Strommengen die Börsenpreise und steigern die EEG-Umlage, deren phy- 
sische Nutzung nicht mit dem Vermarktungsmodell im Einklang steht. 

Laut ihrer Antwort plant die Bundesregierung nicht, sozial schwache Haushalte 
und Sozialleistungsbezieher bei der Anschaffung energieeffizienter Haushalts- 
geräte zu unterstützen. Dabei wäre die Auflage eines Energieeffizienzfonds 
dringend geboten, mit dessen Mitteln unter anderem Privathaushalte nicht nur 
bei der Energieberatung, sondern auch bei der Umsetzung von Energieeffizienz- 
maßnahmen finanziell, z. B. durch Zuschüsse oder zinsgünstige Kredite unter- 
stützt werden, dringend geboten. 

Unkenntnis und bewusste Fehlkalkulationen 

Neben der Steigerung der Energieeffizienz bergen der Umbau der Verteilnetze 
hin zu intelligenten Netzen (smart grids) und die flächendeckende Einführung 
zeit- und lastvariabler Tarife für private und gewerbliche Stromkunden 
erhebliche Einsparpotenziale. Auf diesen Feldern hat die Bundesregierung in 
ihrer Amtszeit keine Fortschritte erzielt. Dies ist zumindest insoweit konse- 
quent, als sie nach eigener Auskunft keine Erkenntnisse darüber hat, wie viel 
Energie und Kosten durch angepasstes Nutzerverhalten und Energieeffizienz- 
maßnahmen eingespart werden könnten. Hierin zeigt sich deutlich, dass die 
Bundesregierung an der Umsetzung dieser wichtigen Maßnahmen kein Inte- 
resse hat. 

Mit den finanziellen Mitteln des im Sommer 2011 aufgelegten Energie- und 
Klimafonds (EKF) sollten die energetische Gebäudesanierung, die Forschung 
und Entwicklung emeuerbarer Energien sowie Speichertechnologien gefördert 
werden. Die finanzielle Basis dieses Fonds sind die Einnahmen aus dem Emis- 
sionshandel. Für das Jahr 2013 kalkuliert die Bundesregierung mit einem Zerti- 
fikatepreis (Kosten pro ausgestoßene Tonne CO 2 ) von 1 0 Euro. Vor dem Hin- 
tergrund der Tatsache, dass sich der tatsächliche Preis seit mehr als einem Jahr 
um 4 Euro bewegt, kann an dieser Stelle nur von einer bewussten Fehlkalkula- 
tion ausgegangen werden. Damit gefährdet die Bundesregierung vorsätzlich die 
Finanzierung der Energiewende an zentralen Stellen. 

Steigende Strompreise auch ohne Ausbau erneuerbarer Energien 

ln der öffentlichen Diskussion wird der Umstieg auf erneuerbare Energien oft 
als einzige Ursache für den Anstieg der Strompreise genannt. Dabei ist es auch 
in der energiepolitischen Fachwelt Konsens, dass ohne Energiewende der kon- 
ventionelle Kraftwerkspark zeitnah hätte erneuert werden müssen. Eine zumin- 
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dest ungefähre Ermittlung der mit dieser Erneuerang verbundenen Kosten 
könnte deutlich machen, dass eine auf emeuerbaren Energien basierende 
Stromversorgung nicht zwingend teurer sein muss als die weitere ausschließ- 
liche Nutzung konventioneller Energien. Gleichzeitig wären die Erstellung und 
vor allem auch öffentliche Vermittlung eines solchen Szenarios ein wichtiger 
Baustein, die Akzeptanz für die Energiewende bei den Menschen zu erhalten 
und zu steigern. Leider schenkt die Bundesregierung diesem Handlungsfeld 
keine Beachtung. 

Fortsetzung der Planlosigkeit mit anderen Mitteln 

Die derzeit diskutierten Eckpunkte der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit sowie für Wirtschaft und Technologie zur Novelle des 
EEG verschlechtern das Investitionsklima in Deutschland weiter — ohne erkenn- 
baren Nutzen für die Verbraucher. Der massive Eingriff in die Vergütungsstruk- 
tur in Bestandsanlagen ist ein verheerendes politisches Signal für zukünftige In- 
vestitionen. Bereits am Tag der Veröffentlichung der Eckpunkte haben verschie- 
dene Finanziers von Windparkprojekten ihre Finanzierangszusagen auf Eis ge- 
legt. Bereits geschlossene Verträge müssen rückabgewickelt werden, was mit 
erheblichen Verlusten verbunden ist. Auch auf Seiten der industriellen Unter- 
nehmen herrscht große Unsicherheit. Zwar haben die Bundesminister für Än- 
derungen an der besonderen Ausgleichsregelung ein Einsparvolumen von 
700 Mio. Euro identifiziert, jedoch ohne konkrete Zahlen für die neu zu gestal- 
tenden „Selbstbehalte“ der betroffenen Unternehmen zu nennen. Unseriöser 
kann Politik kaum sein. 

Die vorgeschlagene Begrenzung der EEG-Umlage für das Jahr 2014 auf 
5,277 Cent/Kilowattstunde, also auf den Wert von 2013, würde nicht nur den 
Ausbau emeuerbarer Energien zum Erliegen bringen, sondern ist schlicht nicht 
umsetzbar. Wenn der durchschnittliche Börsenpreis am Spotmarkt weiter sinkt, 
steigt die EEG-Umlage 2014 auch ganz ohne den Zubau von Neuanlagen wei- 
ter an. Mit welchen Haushaltsmitteln dieses Delta ausgeglichen werden soll, 
bleibt unklar. Voraussichtlich reicht dann die ab 2015 vorgesehene jährliche 
Steigerung der EEG-Umlage von 2,5 Prozent im besten Fall gerade einmal 
dazu, die finanziellen Lücken des Vorjahres auszugleichen. Deutlicher kann 
eine Bundesregierung die Energiewende nicht stoppen. 

Und dies alles ohne Nutzen für die Verbraucher. Sollten die im Eckpunkte- 
papier genannten Maßnahmen tatsächlich realisiert werden, rechnet die Bun- 
desregierung mit einem Einsparvolumen von 1,86 Mrd. Euro. Dies bedeutet, 
dass für nichtprivilegierte Kunden die EEG-Umlage um rund 0,43 Cent/Kilo- 
wattstunde sinken könnte. Hier stehen Schaden und Nutzen in keinem Verhält- 
nis. 

Statt der seit drei Jahren üblichen Reparaturgesetze und energiepolitischen 
Flickschusterei kann die Energiewende nur mit einem Gesamtkonzept und auf- 
einander abgestimmten Gesetzesnovellen für alle Kunden bezahlbar umgesetzt 
werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• zur kurzfristigen Dämpfung der Kosten der Energiewende eine Verständi- 
gung mit den Ländern und der politischen Opposition auf Bundesebene her- 
beizuführen; 

• nicht länger Verunsicherung zu erzeugen und Vertrauen von Investoren zu 
zerstören und schon dadurch die Kosten der Energiewende zu erhöhen. Vor 
diesem Hintergrund ist der geplante Eingriff in die Vergütungsstraktur von 
Bestandsanlagen zurückzunehmen; 
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• die Befreiung für Unternehmen von EEG-Umlage, KWK-Umlage (KWK = 
Kraft-Wärme-Kopplung) und Netzgebühren wieder auf den Kreis der Unter- 
nehmen zu konzentrieren, die mit hohen Energiekosten im internationalen 
Wettbewerb stehen und alle betriebswirtschaftlich rentablen Energieefiizienz- 
maßnahmen durchgeführt haben; 

• eine Stromsteuerbefreiung für den Grundverbrauch einzuführen, um den 
Verbrauchern einen Teil der höheren Umsatzsteuereinnahmen durch die ge- 
stiegenen Strompreise „zurückzugeben“ und damit kurzfristig den Anstieg 
der Strompreise zu dämpfen; 

• Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz in privaten Haushalten zu 
unterstützen; 

• ein Modell zu entwickeln, die, im Zuge der steigenden Selbstversorgung mit 
Strom, eine zuverlässige Finanzierung der Netzinfrastruktur ermöglichen; 

• für die Erarbeitung eines neuen Strommarktdesigns zunächst eine belastbare 
Datenbasis der Energiekosten herzustellen; 

• neue Govemance-Strukturen aufzubauen, die die Kompetenzen in der Ener- 
giepolitik bündeln und eine regelmäßige Koordinierung und Kooperation 
zwischen Bund, Ländern und den europäischen Nachbarländern institutiona- 
lisieren. 


Berlin, den 26. Februar 2013 

Dr. Frank-Walter Steinmeier nnd Fraktion 
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